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Entschließung des Europäischen Parlaments zu Sri Lanka

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen vom 18. Mai 2000 und vom 14. März 
2002 zu Sri Lanka,

– unter Hinweis auf das Waffenstillstandsabkommen zwischen der Regierung von Sri Lanka 
und den Befreiungstigern von Tamil Eelam (LTTE), das am 23. Februar 2002 in Kraft 
getreten ist,

– in Kenntnis der Osloer Erklärung vom Dezember 2002, in der die Regierung von Sri Lanka 
und die LTTE übereinkamen, eine Lösung auf der Grundlage einer föderalen Struktur 
innerhalb eines vereinigten Sri Lanka anzustreben,

– unter Hinweis auf die Unterstützung, die die EU und die Völkergemeinschaft im weiteren 
Sinne für den Friedensprozess zum Ausdruck gebracht haben, wie auf der Konferenz von 
Tokio vom 9. und 10. Juni 2003 über den Wiederaufbau und die Entwicklung von Sri Lanka 
deutlich wurde, auf der 4,5 Mrd. US-Dollar für die nächsten vier Jahre zur Unterstützung 
dieses Prozesses zugesagt wurden und die von den Geberländern zugesagte Hilfe an 
wesentliche und gleichzeitige Fortschritte im Friedensprozess geknüpft wurde,

A. in der Erwägung, dass das Waffenstillstandsabkommen nunmehr seit 21 Monaten in Kraft 
ist, länger als jemals zuvor, und Anlass zu der großen Hoffnung bietet, dass der zwanzig 
Jahre dauernde Bürgerkrieg, der mehr als 60 000 Todesopfer gefordert und die 
Entwicklungschancen des Landes behindert hat, beendet werden kann,

B. in der Erwägung, dass die politische Stabilität für die Suche nach einer langfristigen Lösung 
mit den LTTE unerlässlich ist,

C. in der Erwägung, dass die 2001 gewählte Regierung von Ministerpräsident Ranil 
Wickremesinghe die Beilegung des Konflikts als ihre wichtigste Priorität genannt hat,

D. in der Erwägung, dass die von Präsidentin Kumaratunga Anfang November getroffene 
Entscheidung, drei Minister zu entlassen und das Parlament zu suspendieren, während sich 
Ministerpräsident Wickremesinghe außerhalb des Landes aufhielt, eine Bedrohung für den 
Friedensprozess darstellt und mehr denn je die Notwendigkeit deutlich macht, ein wirklich 
von beiden Seiten getragenes Engagement zur Gewährleistung einer politischen Lösung in 
Sri Lanka unter Beteiligung der wichtigsten Parteien zu erreichen,

E. in der Erwägung, dass Norwegen eine Schlüsselrolle in den Vermittlungsgesprächen gespielt, 
seine Beteiligung am Friedensprozess jedoch bis zur Beilegung der politischen Krise 
innerhalb der Regierung unterbrochen hat,

F. in der Erwägung, dass der bislang erreichte Frieden vor dem 4. November bereits erhebliche 
Veränderungen im Alltag der Bürger von Sri Lanka und auch in der gesamten Wirtschaft 
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bewirkt hatte, was daran deutlich wurde, dass die Börse von Colombo nach neun Jahren 
einen Höchststand zu verzeichnen hatte, das BIP des Landes eine Wachstumsrate von 5,6%, 
verglichen mit 1,5% im Jahr 2001, aufwies und darüber hinaus die Zahl der das Land 
besuchenden Touristen stark zugenommen hat,

G. in der Erwägung, dass die Erwartungen nach wie vor hoch sind, dass das Ende des 
militärischen Konflikts die problematische Menschenrechtssituation in Sri Lanka verbessern 
könnte, was in dem in diesem Monat angenommenen vierten periodischen Bericht der UN-
Menschenrechtskommission zu Sri Lanka erneut dokumentiert wurde,

1. würdigt die von der Regierung von Sri Lanka und den LTTE unternommenen weitreichenden 
Schritte zur Schaffung der Voraussetzungen, unter denen Verhandlungen zu einer politischen 
Lösung und einem dauerhaften Frieden führen können;

2. begrüßt daher die Veröffentlichung der Vorschläge der Regierung von Sri Lanka für eine 
provisorische Verwaltungsstruktur und der Vorschläge der LTTE für eine autonome 
Interimsbehörde; 

3. würdigt den Beitrag der norwegischen Regierung, der die laufenden Verhandlungen mit der 
Regierung von Sri Lanka und den LTTE erleichtert hat, und bedauert zutiefst, dass die 
derzeitige politische Krise und die fehlende Klarheit darüber, wer über die politische 
Autorität verfügt, die Regierung von Norwegen gezwungen haben, ihre 
Vermittlungsbemühungen zu unterbrechen;

4. würdigt ferner den Beitrag der Sri Lanka-Überwachungsmission, insbesondere die 
Fortsetzung ihrer Arbeit trotz jüngster Rückschläge;

5. äußert sich tief besorgt über die jüngsten Entwicklungen in Sri Lanka, die den von 
internationaler Seite unterstützten Friedensprozess bedrohen, insbesondere die 
Entscheidungen von Präsidentin Chandrika Kumaratunga, die drei Minister für Verteidigung, 
Inneres und Information zu entlassen und das Parlament von Sri Lanka zu suspendieren;

6. bedauert ferner die Kommentare von Präsidentin Kumaratunga zur Gültigkeit des von 
Ministerpräsident Ranil Wickremesinghe mit den LTTE geschlossenen 
Waffenstillstandsabkommens;

7. hält es für äußerst wichtig, dass die politischen Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
beiden wichtigsten Parteien im Süden unverzüglich beigelegt werden; ist ferner der 
Auffassung, dass dies am besten durch die vollständige und sofortige Wiederherstellung der 
Funktionen von Parlament und Regierung erreicht werden kann;

8. fordert die Präsidentin nachdrücklich auf, im nationalen Interesse mit der demokratisch 
gewählten Regierung und ihrem Ministerpräsidenten zusammenzuarbeiten; begrüßt daher die 
kürzlich erfolgte Einsetzung eines Ausschusses von Beamten, der die Details eines künftigen 
Arbeitsrahmens ausarbeiten soll, der es der Präsidentin und dem Ministerpräsidenten 
ermöglicht, in diesen wichtigen Fragen zusammenzuarbeiten;
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9. begrüßt die von allen Seiten, einschließlich der LTTE, gegebenen Zusagen, das 
Waffenstillstandsabkommen einzuhalten und den Friedensprozess zu respektieren, und 
drängt auf eine strikte Achtung der Menschenrechte durch die Streitkräfte und die LTTE;

10. fordert den Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, auch weiterhin die Fortschritte 
bei der Suche nach einer dauerhaften und gerechten politischen Lösung auf der Grundlage 
der Achtung von Menschenrechten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, durch die die 
Interessen aller Völker und Volksgruppen auf der Grundlage einer föderalen Struktur 
innerhalb eines vereinigten Sri Lanka gewahrt werden, zu überwachen;

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und den 
Mitgliedstaaten, der Präsidentin, dem Ministerpräsidenten und dem Parlament von Sri Lanka, 
den LTTE, der norwegischen Regierung und den anderen Ko-Vorsitzenden der 
Geberkonferenz von Tokio sowie der UN-Menschenrechtskommission zu übermitteln.


